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Basel-Stadt Donnerstag, 7. Dezember 2023

ANZEIGE

ZweiteChancefürdasStadtklima
Nach dem Nein an der Urne zu zwei Initiativen muss sich die Regierung mit zwei politischen Vorstössen befassen.

Zara Zatti und Silvana Schreier

Die Basler Stimmbevölkerung
schmetterte die beiden Stadtkli-
mainitiativen am 26. November
ab. Diese forderten, dass je fünf
Prozent der Strassen für den öf-
fentlichen Verkehr sowie Fuss-
oder Velowege umgewidmet
werden und die gleiche Fläche
entsiegelt und begrünt wird.
Über einen Gegenvorschlag
konnten die Baslerinnen und
Basler nicht abstimmen. Dies,
weil sich der Grosse Rat auf
keinen der drei vorliegenden
einigen konnten.

Noch vor der Abstimmung
reichte die GLP deshalb zwei
Motionen ein, mit den gleichen
Forderungen wie der damalige
«Gegenvorschlag light» der
Bürgerlichen und der GLP, der
deutlich weniger weit ging als
die Initiative. Gefordert werden
165 000 Quadratmeter neue
unversiegelte Fläche und 2000
zusätzliche Bäume sowie min-
destens 188 000 Quadratmeter
Verkehrsfläche für Fuss-, Velo-
und öffentlichen Verkehr bis im
Jahr 2037.

Gegenvorschlag inForm
einerMotion
Über die beiden Motionen ent-
schied der Grosse Rat an seiner
Sitzung vom Mittwoch. Den
Parteien SVP, LDP und FDP
stiess vor allem das Vorgehen
der Grünliberalen sauer auf,
sogar der Vorwurf einer Miss-
achtung der Demokratie stand
im Raum. «Einen Volksent-
scheid im Nachgang durch die
Hintertür kippen zu wollen,
zeugt von einem fragwürdigen
Demokratieverständnis», sag-
te Beat K. Schaller von der SVP.

Dem widersprach SP-
Grossrat Daniel Sägesser: «Der
Gegenvorschlag, der heute auf
dem Tisch liegt, hat nichts mit
der Initiative zu tun, über
die das Volk abgestimmt hat.»
Und er drehte den Spiess um:
So hätten die bürgerlichen Par-
teien im Abstimmungskampf
betont, dass sie das grundsätz-
liche Anliegen von mehr Grün
befürworten, ihnen die Ini-
tiative aber zu schnell und zu
weit gehe. Die Motionen der
GLP wären nun deutlich mo-
derater: «Bitte erinnern Sie
sich an Ihre eigenen Worte»,
appellierte er.

Das linke Lager hatte gegen den
Gegenvorschlag der Bürger-
lichen gestimmt, weil er ihnen
zu wenig weit ging. Nun, da die
InitiativevomTisch ist, sprachen
sie sich für die Motionen der
GLP aus. Jedoch mit Vorbehalt:
«Es braucht definitiv mehr als

das, worüber wir jetzt abstim-
men.Das istdieuntereGrenze»,
sagte Tonja Zürcher vom GAB.

SPhieltMotionen für«nicht
die feineArt»
Auch die Basler SP war gespalte-
ner Meinung: Grossrätin und

Parteipräsidentin Lisa Mathys
sagte, es sei «nicht die feine
Art» gewesen, die Vorstösse
noch mitten im Abstimmungs-
kampf einzureichen. Deshalb
stehe sie weiterhin hinter der
Äusserung, sich auf den Volks-
willen zu verlassen. Gleichzeitig

hätten die Gegnerinnen und
Gegner der Initiativen aber
stets betont, sich für mehr Grün
einsetzen zu wollen. Bei einem
Nein zu den Motionen würden
diese nun entgegen ihren Ver-
sprechen agieren.

«Einunkonventionelles
Vorgehen»
Der Standpunkt der Basler Re-
gierung wurde am Mittwoch-
nachmittag von Justizdirektorin
Stephanie Eymann (LDP) ver-
treten. Sie sagte: «Der Regie-
rungsrat erachtet es nach der
Ablehnung der Initiativen als
nicht richtig, jetzt diese Vorstös-
se zu überweisen.» Es brauche
konkrete Projekte statt abstrak-
ter Forderungen, so Eymann.

Zuletzt kam Motionär und
GLP-Grossrat Tobias Christ zu
Wort. «Wir haben, zugegebe-
nermassen, ein unkonventionel-
les Vorgehen gewählt.» Nach
dem deutlichen Nein an der
Urne sei es nun die Aufgabe
der Politik, diesen Entscheid zu
interpretieren. Für gewöhnlich
würde man ein Thema zuerst ei-
nige Jahre liegen lassen, bevor
man sich wieder daran getraut,
sagt Christ. Das sei hier nicht
möglich, da die Verbesserung
des Stadtklimas dringend ange-
gangen werden müsse.

Der Grosse Rat folgte dem
Motionär schliesslich in zwei ei-
nigermassen knappen Schluss-
abstimmungen:BeideVorstösse,
einerzueinem«gesundenStadt-
klima» und einer zu einer «zu-
kunftsfähigen Mobilität», wur-
den angenommen und damit an
die Regierung überwiesen.

FahrendevergraulenAnwohner
BenjaminWieland

Es sind Szenen wie aus einem
schlechten Film, von denen An-
wohnende eines Parkplatzes in
Saint-Louis berichten. Sie hätten
fünfzehn Tage in Angst gelebt,
schreibt «Dernières Nouvelles
d’Alsace». Der Grund: Ein wil-
des Lager von Fahrenden.

DieGruppe,diesichaufdem
Parkplatzdes Intermarchéander
Rue de l’Usine niederliess, hatte
sich zuvor an anderen Orten im
Nachbarort Huningue aufgehal-
ten.BisMitteNovember:Damals
ordneten die Behörden die Räu-

mung der illegalen Lager an. Ei-
nigeDutzendBetroffenestellten
danach ihre Wohnwagen beim
Intermarché in Saint-Louis ab,
kaum500MetervonderSchwei-
zer Grenze entfernt, gleich bei
der Station «Soleil» des 3er-
Trams. Bis vor Kurzem handelte
essichumeinenSupermarktder
Kette Géant Casino.

IllegaldenStromangezapft
undAnwohnerngedroht
Die Probleme begannen bereits
kurz nach der Ankunft, berich-
tete am Montag «Dernières
Nouvelles d’Alsace». Als die

Gruppe angekommen sei, sagte
eine Zeugin der elsässischen Ta-
geszeitung, habe ein Nachbar
die Fahrenden dabei gefilmt,
wie sie gerade daran waren, den
Strom anzuzapfen. «Da fingen
sie an, uns zu beschimpfen. Sie
richteten ihre Messer auf uns
und sagten uns, dass man damit
nicht nur Drähte durchschnei-
den könne...» Wegen der wilden
Anschlüsse sei in der Strasse der
Strom ausgefallen. Anwohnen-
de hätten ihre Gärten und Ter-
rassen, die zur Strasse ausge-
richtet sind, geräumt. In der
Nacht habe man Schreie vom

Supermarkt-Parkplatz gehört;
viele Anwohner hätten nicht
mehr schlafen können.

Laut «Dernières Nouvelles
d’Alsace» verliess die Gruppe
am vergangenen Sonntag den
Parkplatz. Es blieb aber nicht bei
den beschriebenen Unannehm-
lichkeiten. Die Zeitung zitiert
Supermarkt-Angestellte, die
über Müll klagen, ebenso von
Fahrzeugen und einer Tankstel-
le, die beschädigt worden seien.
Eine Intermarché-Mitarbeiterin
schätzt, dass der Umsatz seit
Mitte November um rund
30 Prozent gesunken sei.

Fahrgästehaben
Tramsitz gewählt
Basel Mit einer Fahrgastumfra-
ge wollten die Basler Verkehrs-
Betriebe (BVB) bis Ende Okto-
ber herausfinden, welche Sitz-
modelle am beliebtesten sind.
Jetzt liegt das Ergebnis vor: Der
Holzsitz mit Sitzauflage hat mit
55 Prozent der Stimmen am bes-
ten abgeschnitten. Mitgemacht
haben bei der Umfrage fast
3000 Fahrgäste. Laut Mittei-
lung der BVB wird dieses Modell
nun in den 23 neuen Trams ein-
gebaut, die bis 2028 beschafft
werden sollen. Die Vorbereitun-
gen für die Ausschreibungen
laufen bereits, teilen die BVB
mit. (ala)

Die Stadtklimainitiativen hatten Neugestaltungen wie die des St. Albanteichs angedacht. Bild: niz

«Einen
Volksentscheid im
Nachgangdurchdie
Hintertürkippenzu
wollen, zeugtvon
einemfragwürdigen
Demokratie-
verständnis.»

BeatK. Schaller
SVP-Grossrat

Konsequenter
Sexualunterricht
gefordert

Basler Schulen Ein Viertel der
Schülerinnen und Schüler in
Basel gab in einer Befragung
fälschlicherweise an, dass es
gegen HIV eine Impfung gibt.
Gleichzeitig haben 12,4 Prozent
an der Schule keinen Sexual-
kundeunterricht erhalten. Das
geht aus dem Jugendgesund-
heitsbericht 2022 des Gesund-
heitsdepartements Basel-Stadt
hervor. Unhaltbar fand SP-
Grossrätin Jessica Brandenbur-
ger und reichte eine Motion ein.

Diese fordert den Kanton
auf, sicherzustellen, dass alle
Schülerinnen und Schüler eine
ganzheitliche Sexualaufklärung
erhalten. Lehrpersonen, die den
Unterricht nicht selbst durch-
führen wollen, sollen ausserdem
die Möglichkeit erhalten, diesen
kostenlos an externe Stellen zu
delegieren. Diese Stellen sollen
vom Kanton finanziell unter-
stützt werden.

Der Vorstoss wurde am Mitt-
woch mit 57 Ja-Stimmen zu 28
Nein-Stimmen angenommen.
Dagegen sprach sich die LDP
und die SVP aus. «Alle Schüle-
rinnen und Schüler haben ein
Anrecht auf eine Sexualaufklä-
rung», sagte Adrian Iselin von
der LDP, der den Vorstoss ur-
sprünglich mitunterzeichnet
hatte. Die beiden Fraktionen
sprachensichabergegendieDe-
legation der Aufgabe an externe
Stellen aus. «Damit zahlt der
Steuerzahler doppelt. Einmal
für die Lehrperson und einmal
für die externe Stelle», begrün-
dete er die Ablehnung. (zaz)

BundesrätInnenwahl 2023
Wählt den Klimabewegten:

Martin Josef Steiner, SP
(bis 31.12.2023)

Klimarebell und kulturbewusst.

Bei Beat Jans, Regierungspräsident
in Basel, bitte leer einlegen.

Wir brauchen ihn doch in Basel!

Rote.Klimaprotest.Bewegung.bs@gmx.net

Telefon 077 481 10 28


